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KURZE BEGRÜNDUNG

Das Stabilitätsinstrument ist eins der vier neuen Instrumente der Außenhilfe, die von der 
Kommission im Rahmen des „Prodi-Pakets“ vorgeschlagen wurden. Im Unterschied zu den 
übrigen drei Instrumenten, die geographischer Natur sind, handelt sich hierbei um ein 
themenbezogenes Instrument.

Ziel des Stabilitätsinstruments ist es, mithilfe eines einzigen Rechtsinstruments rasch, flexibel 
und kohärent auf Krisenfälle in Drittländern zu reagieren, bis im Rahmen eines der übrigen 
Finanzinstrumente für die Außenhilfe eine normale Zusammenarbeit möglich ist.

Derzeit gibt es nicht weniger als sieben verschiedene EU-Finanzinstrumente mit je eigenen 
Entscheidungsverfahren und Haushaltszwängen, um auf Krisensituationen zu reagieren, wie 
sie beispielsweise in Afghanistan oder im Irak aufgetreten sind.

Das Stabilitätsinstrument soll für eine Stärkung und Vereinheitlichung der 
Krisenreaktionsmechanismen und damit für eine bessere Bewältigung derartiger Situationen 
sorgen.

Das Stabilitätsinstrument soll aber nicht nur der Reaktion auf akute Krisen dienen, sondern 
auch zu einer langfristigen Zusammenarbeit in einem stabilen Umfeld beitragen, um die 
globalen und transregionalen Herausforderungen – wie Zivilschutz (Bekämpfung des illegalen 
Handels, des organisierten Verbrechens und des Terrorismus), die großen technologischen 
Bedrohungen und die Entwicklung der friedenssichernden Kapazitäten – zu meistern.

Um die Begründung möglichst kurz zu halten, sei hier lediglich auf die beiden wichtigsten 
Änderungsvorschläge eingegangen:

- Streichung der Buchstaben b) und c) aus Artikel 2 der Verordnung

In der Stellungnahme wird vorgeschlagen, aus der Verordnung alles herauszunehmen, was die 
langfristige Zusammenarbeit in einem stabilen Umfeld betrifft, und sich auf besondere 
globale und transregionale Herausforderungen zu konzentrieren (Artikel 2 b und c).

Das heißt nicht, dass diese Zuständigkeiten per se zurückgewiesen werden sollen, sondern 
dass es darum geht, sie in einem anderen, geeigneteren Rahmen als dem Stabilitätsinstrument 
wahrzunehmen.

Wo und wie könnten diese Zuständigkeiten wahrgenommen werden? Zwei 
Lösungsvorschläge:

- Entweder, man integriert sie in Form von thematischen Programmen in die verschiedenen 
geografischen Instrumente. All diese Instrumente enthalten Überleitungsklauseln, um die 
Verbindung zwischen den verschiedenen geografischen Gebieten zu gewährleisten, wenn das 
geplante Programm einen globalen, horizontalen regionalen oder grenzübergreifenden 
Charakter aufweist (siehe Artikel 22 des Vorschlags für ein Instrument für 
Entwicklungszusammenarbeit und wirtschaftliche Zusammenarbeit (DCECI)) und Artikel 27 
des Vorschlags für ein Europäisches Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstrument (ENPI)). 
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Parlament und Rat würden im Rahmen des in den geografischen Finanzinstrumenten 
vorgesehenen Verfahrens zur Annahme der thematischen Strategiepapiere an der Definition 
der politischen Ziele und Prioritäten dieser thematischen Programme beteiligt.

- Oder man bindet sie in ein einziges thematisches Rahmeninstrument ein, das noch zu 
schaffen wäre. Dieses würde sämtliche in der einschlägigen Mitteilung der Kommission1

erläuterten thematischen Programme abdecken, die um ein achtes ergänzt würden, das sich 
auf die langfristige Stabilität bezöge. Diese Lösung besäße den Vorzug, die Nachteile einer 
übermäßigen „Geografisierung“ zu beseitigen und dem Querschnittcharakter bestimmter 
Programme uneingeschränkt Rechnung zu tragen, ohne die von der Kommission angestrebte 
Straffung im geringsten in Frage zu stellen.

- Begründung für den Ausschluss der friedenssichernden Maßnahmen und jeder 
Unterstützung militärischer oder paramilitärischer Operationen

Die Streichung der finanziellen und technischen Unterstützung friedenssichernder 
Maßnahmen, die von ausländischen Streitkräften durchgeführt werden, ist selbst im Falle 
einer Partnerschaft mit internationalen, regionalen oder subregionalen Organisationen, die mit 
der Zustimmung der Vereinten Nationen agieren, aus mehreren Gründen wünschenswert.

Zunächst einmal scheint es heikel, militärische Operationen, selbst wenn sie der Sicherung 
des Friedens dienen, ohne jede vorherige demokratische Kontrolle zu finanzieren. Da im 
Notfall rasch gehandelt werden muss, würde die Kommission ohne jedes politische Mandat 
des Europäischen Parlaments oder des Rates agieren. Die Kommission fordert uns auf, ihr 
einen Blankoscheck für die Unterstützung dieses oder jenes Bündnisses ausländischer 
Streitkräfte auszustellen.

In ihrer Begründung für die Wahl der Rechtsgrundlage räumt die Kommission ein, dass für 
friedenssichernde Maßnahmen Artikel 179 EGV allein als Rechtsgrundlage nicht ausreicht: 
„Die zivilen Aspekte der Krisenreaktionsmaßnahmen würden normalerweise unter die Artikel 
179 und 181 a EGV fallen. Die Bestimmungen zur Finanzierung insbesondere von 
friedenssichernden Interventionen rechtfertigen jedoch, auch wenn sie eindeutig zur 
Erreichung der in den Artikeln 179 und 181 a formulierten Ziele beitragen, Artikel 308 des 
Vertrags als Rechtsgrundlage.“

Im Gegensatz zu den Behauptungen der Kommission gibt es keinerlei Präzedenzfall im 
Bereich der Friedenssicherung. Die Afrikanische Friedensfazilität kann nicht als Beispiel 
dienen, da sie sich auf Artikel 11 des Abkommens von Cotonou stützt, also ein gemischtes 
internationales Abkommen. Im Übrigen werden die Finanzierungsbeschlüsse für die fragliche 
Afrikanische Friedensfazilität im Rahmen der EEF-Verfahren getroffen, d.h. vom EEF-
Ausschuss, der sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten zusammensetzt.

Die einzigen Referenzdokumente, die sich für eine Abgrenzung der Entwicklungspolitik von 

  
1 Démocratie et droits de l’Homme, Développement humain et social, Environnement et gestion durable des 
ressources naturelles, les acteurs non étatiques du développement, la Sécurité alimentaire, la coopération avec les 
pays industrialisés, migration et asile.
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der Außen- und Sicherheitspolitik heranziehen lassen, sind die Richtlinien des OECD-
Entwicklungsausschusses (DAC), in denen die Aktionsbereiche festgelegt sind, die für die 
öffentliche Entwicklungshilfe (ODA) in Frage kommen. Das entsprechende Verzeichnis ist 
am 7. April 2005 revidiert worden und bekräftigt, dass Ausgaben im Zusammenhang mit 
friedenssichernden Operationen nicht als öffentliche Entwicklungshilfe verbucht werden 
dürfen.

Der Rat lehnt die Vergemeinschaftung der Zuständigkeiten für die Friedenssicherung seit 
langem ab (die Frage stellte sich bereits bei der Annahme des Krisenreaktionsmechanismus). 
Nach Auffassung des Rates handelt es sich dabei um Zuständigkeiten, die ausdrücklich in den 
Bereich der GASP fallen. Artikel 11.1 EGV nennt als eines der Ziele der GASP: „die 
Wahrung des Friedens und die Stärkung der internationalen Sicherheit“.
Die Annahme eines Instruments mit derart prekären Zuständigkeitsregelungen würde zu einer 
enormen rechtlichen Unsicherheit in Bezug auf die Rechtmäßigkeit dieser Verordnung führen. 
Sollte einer der Mitgliedstaaten eine Aufhebungsklage gegen diese Verordnung wegen 
Unzuständigkeit oder fehlender Rechtsgrundlage einlegen, hinge für viele Jahre – nämlich bis 
zu einem Urteilsspruch des Gerichtshofs – ein Damoklesschwert über der Gültigkeit dieser 
Verordnung.

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für auswärtige 
Angelegenheiten, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen:

Vorschlag der Kommission1 Abänderungen des Parlaments

Änderungsantrag 1
Titel und Bezugsvermerke

Vorschlag für eine Vorschlag für eine
VERORDNUNG DES RATES VERORDNUNG DES EUROPÄISCHEN 

PARLAMENTS UND DES RATES
zur Schaffung eines Instruments für 

Stabilität
zur Schaffung eines Instruments für 

Stabilität
DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION 
–

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT 
UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
UNION,

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft, insbesondere 
auf Artikel 308,

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft, insbesondere 
auf die Artikel 179 und 181a,

  
1 Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht.
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gestützt auf den Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Atomgemeinschaft, 
insbesondere auf Artikel 203,

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Atomgemeinschaft, 
insbesondere auf Artikel 203,

auf Vorschlag der Kommission1, auf Vorschlag der Kommission2,

nach Stellungnahme des Europäischen 
Parlaments2,

entfällt

Begründung

Nach den Dreiparteienverhandlungen wurde von den drei Institutionen eine Änderung der 
Rechtsgrundlage beschlossen. Ursprünglich gründete sich das Instrument für Stabilität auf 
die allgemeine Rechtsgrundlage des Artikels 308 EGV. Jetzt aber wird es sich auf die Artikel 
179 und 181A EGV stützen. Nach dieser bedeutenden Änderung der Grundlage wurde die 
Kommission aufgefordert, uns einen neuen Vorschlag vorzulegen, in dem den Auswirkungen 
der Änderung des Zuständigkeitsbereiches Rechnung getragen wird. Die Kommission hat dies 
mit der Begründung verweigert, dass es dem Parlament durchaus freistünde, den Text zu 
ändern und selbst diese Konsequenzen zu ziehen.

Änderungsantrag 2
Erwägung 22

(22) Auf Grund der zukünftigen Schaffung 
des Instruments für Stabilität, müssen die 
folgenden Verordnungen mit Wirkung vom 
1. Januar 2007 aufgehoben werden: 
Verordnung (EG) Nr. 1724/2001 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. Juli 2001 über Aktionen gegen 
Antipersonenlandminen in 
Entwicklungsländern; Verordnung (EG) Nr. 
1725/2001 des Rates vom 23. Juli 2001 über 
Aktionen gegen Antipersonenlandminen in 
Drittländern mit Ausnahme von 
Entwicklungsländern; Verordnung (EG) Nr.
381/2001 des Rates vom 26. Februar 2001 
zur Schaffung eines 
Krisenreaktionsmechanismus; Verordnung 
(EG) Nr. 2046/97 des Rates vom 13. 
Oktober 1997 über die Nord-Süd-
Zusammenarbeit bei der Bekämpfung von 
Drogen und Drogenabhängigkeit; 
Verordnung (EG) Nr. 2258/96 des Rates 

(22 ) Auf Grund der zukünftigen Schaffung 
des Instruments für Stabilität, müssen die 
folgenden Verordnungen mit Wirkung vom 
1. Januar 2007 aufgehoben werden: 
Verordnung (EG) Nr. 1724/2001 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. Juli 2001 über Aktionen gegen 
Antipersonenlandminen in 
Entwicklungsländern; Verordnung (EG) Nr. 
1725/2001 des Rates vom 23. Juli 2001 über 
Aktionen gegen Antipersonenlandminen in 
Drittländern mit Ausnahme von 
Entwicklungsländern; Verordnung (EG) Nr. 
381/2001 des Rates vom 26. Februar 2001 
zur Schaffung eines 
Krisenreaktionsmechanismus; Verordnung 
(EG) Nr. 2046/97 des Rates vom 13. 
Oktober 1997 über die Nord-Süd-
Zusammenarbeit bei der Bekämpfung von 
Drogen und Drogenabhängigkeit; 
Verordnung (EG) Nr. 2258/96 des Rates 

  
1 ABl. C (...), (...). S. (...).
2 ABl. C (...), (...). S. (...).
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vom 22. November 1996 über 
Rehabilitations- und 
Wiederaufbaumaßnahmen zugunsten der 
Entwicklungsländer; 2001/824/EG, 
Euratom: Beschluss des Rates vom 16. 
November 2001 über einen weiteren 
Beitrag der Europäischen Gemeinschaft an 
die Europäische Bank für Wiederaufbau 
und Entwicklung zu dem Fonds für die 
Ummantelung des Tschernobyl-Reaktors;
Verordnung (EG) Nr. 2130/2001 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 
29. Oktober 2001 über Maßnahmen im 
Bereich der Hilfe für entwurzelte 
Bevölkerungsgruppen in den 
Entwicklungsländern Asiens und 
Lateinamerikas; Verordnung (EG) Nr. 
1080/2000 des Rates vom 22. Mai 2000 über 
die Unterstützung der UN-
Übergangsverwaltung für das Kosovo 
(UNMIK) und des Amtes des Hohen 
Repräsentanten in Bosnien und Herzegowina 
(OHR).

vom 22. November 1996 über 
Rehabilitations- und 
Wiederaufbaumaßnahmen zugunsten der 
Entwicklungsländer; Verordnung (EG) Nr. 
2130/2001 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 29. Oktober 2001 über 
Maßnahmen im Bereich der Hilfe für 
entwurzelte Bevölkerungsgruppen in den 
Entwicklungsländern Asiens und 
Lateinamerikas; Verordnung (EG) Nr. 
1080/2000 des Rates vom 22. Mai 2000 über 
die Unterstützung der UN-
Übergangsverwaltung für das Kosovo 
(UNMIK) und des Amtes des Hohen 
Repräsentanten in Bosnien und Herzegowina 
(OHR).

Begründung

Die Änderung der Rechtsgrundlage führt dazu, dass jedes Element der Zusammenarbeit im 
Nuklearbereich aus dem Geltungsbereich des Instruments ausgenommen wird.

Änderungsantrag 3
Artikel 1

Die Gemeinschaft finanziert Maßnahmen 
zur Förderung von Frieden und Stabilität 
und zur Gewährleistung der Sicherheit der 
Zivilbevölkerung in Drittländern und -
gebieten gemäß dieser Verordnung.

Die Gemeinschaft führt Maßnahmen der 
Entwicklungshilfe sowie der 
wirtschaftlichen, finanziellen und 
technischen Zusammenarbeit mit 
Drittländern zur Förderung von Frieden 
und Stabilität und zur Gewährleistung der 
Sicherheit der Zivilbevölkerung in diesen 
Ländern, Gebieten und Regionen durch.

Diese Maßnahmen sind insbesondere den 
folgenden Politiken der Union förderlich:

Mit dieser Hilfe und Zusammenarbeit wird 
das Ziel verfolgt, schnell, flexibel und in 
integrierter Weise zu reagieren, um die 
Schaffung, die Wiederherstellung oder die 
Aufrechterhaltung wesentlicher 
Stabilitätsvoraussetzungen für die 
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wirksame Durchführung der 
gemeinschaftlichen Politiken und 
Programme zur 
Entwicklungszusammenarbeit zu 
erleichtern, wodurch dazu beigetragen 
wird, dass auf Situationen von Krisen, 
schwerer politischer Instabilität oder 
gewalttätiger Konflikte unter den in dieser 
Verordnung festgelegten Bedingungen 
reagiert werden kann.

- Gewährleistung einer wirksamen, 
rechtzeitigen und integrierten Reaktion, 
um Krisensituationen, gravierende 
politische Instabilität oder gewalttätige 
Konflikte zu verhüten oder zu mildern 
oder deren Folgen zu bewältigen;

Die Politik der Gemeinschaft in diesem 
Bereich trägt dazu bei, das allgemeine Ziel 
einer Fortentwicklung und Festigung der 
Demokratie und des Rechtsstaats sowie das 
Ziel der Wahrung der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten zu verfolgen.

- Bewältigung wichtiger 
Herausforderungen für die Einführung 
oder Wahrung der Rechtsstaatlichkeit 
in Drittländern, darunter die 
Bekämpfung regionaler oder 
grenzübergreifender 
Herausforderungen wie organisiertes 
Verbrechen, Menschenhandel und 
Terrorismus;

- Bewältigung größerer technologischer 
Bedrohungen mit potenziellen 
grenzübergreifenden Auswirkungen, 
einschließlich Förderung der nuklearen 
Sicherheit und Bekämpfung der 
Verbreitung von 
Massenvernichtungswaffen;

- Entwicklung friedenssichernder und 
friedensfördernder Kapazitäten in 
Partnerschaft mit internationalen, 
regionalen und subregionalen 
Organisationen.

Mit dieser Verordnung wird ferner ein 
Rahmen für die Reaktion auf neue 
politische Initiativen geschaffen, die die 
Union im Einklang mit den Zielen dieser 
Verordnung unterstützt und die 
Maßnahmen ergänzen, die gegebenenfalls 
im Rahmen der anderen 
Außenhilfefinanzierungsinstrumente 
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durchgeführt werden.

Begründung

Es ist von wesentlicher Bedeutung, die Entwicklungspolitik mehrfach zu erwähnen, damit der 
Inhalt und die Ziele des Instruments tatsächlich der Hauptrechtsgrundlage, nämlich Artikel
179 (nach dem wir im Mitentscheidungsverfahren Einfluss nehmen können) entsprechen.
Zur Begründung der Streichung der Kooperationen gemäß der drei letzten Absätze des 
Artikels, die von der Kommission vorgeschlagen wurden, (die langfristigen Kooperationen in 
Phasen der Stabilität) wird auf die kurze Begründung dieser Stellungnahme Bezug 
genommen.

Änderungsantrag 4
Artikel 1 a (neu)

Artikel 1a
Politischer Rahmen

Die Kommission verpflichtet sich 
sicherzustellen, dass die in Anwendung 
dieser Verordnung angenommenen 
Maßnahmen mit der strategischen 
Gesamtpolitik der Gemeinschaft für das 
Partnerland, mit den Zielen der Politik und 
der Programme für Entwicklungs-
zusammenarbeit nach den Artikeln 177 ff. 
des Vertrags sowie mit den Mitteilungen 
der Kommission und den 
Schlussfolgerungen des Rates, 
insbesondere den Gemeinsamen 
Erklärungen zur europäischen 
Nachhaltigkeitspolitik und zur 
europäischen Entwicklungspolitik 
vereinbar sind. 
Vor Ende des ersten Jahres nach 
Inkrafttreten dieser Verordnung legt die 
Kommission dem Europäischen Parlament 
und dem Rat eine Mitteilung zur
Gemeinsamen Erklärung zur europäischen 
Nachhaltigkeitspolitik vor. In dieser 
Mitteilung werden die Grundzüge der 
europäischen Nachhaltigkeitspolitik 
festgelegt, nach denen sich die Umsetzung 
dieses Instruments richtet.
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Begründung

Die Kommission bestätigt, dass die Instrumente "politikgesteuert" seien, versäumt es aber, 
den politischen Rahmen vorzuschlagen, in dem die Einsätze stattfinden werden. Es ist von 
wesentlicher Bedeutung, dass der europäische Gesetzgeber eine demokratische Debatte 
führen kann, um die Grundzüge seiner Nachhaltigkeitspolitik festzulegen. Die Gemeinsame 
Erklärung über die europäische Nachhaltigkeitspolitik wird es dem Parlament ermöglichen, 
eine politische Auswahl zu treffen und diese vorzuschlagen.

Änderungsantrag 5
Artikel 2

Zur Verwirklichung der Ziele dieser 
Verordnung gewährt die Gemeinschaft 
finanzielle, wirtschaftliche und technische 
Hilfe zur Ergänzung jeder Hilfe, die 
normalerweise auf der Grundlage des 
Instruments für humanitäre Hilfe, des 
Integrierten Heranführungsinstruments, 
des Europäischen Nachbarschafts- und 
Partnerschaftsinstruments und des 
Instruments für 
Entwicklungszusammenarbeit und 
wirtschaftliche Zusammenarbeit gewährt 
wird, um

Soweit dies zur Verwirklichung der 
allgemeinen Ziele dieser Verordnung 
erforderlich ist, leistet die Gemeinschaft 
Unterstützung für 

a) dazu beizutragen, in Drittländern die 
wesentlichen Voraussetzungen für die 
wirksame Durchführung der 
gemeinschaftlichen Politiken und 
Programme zur 
Entwicklungszusammenarbeit und 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit zu 
schaffen oder wiederherzustellen. 
Unterstützt werden können unter anderem

1. Maßnahmen im Zusammenhang mit
Situationen politischer Instabilität,

– zivile Maßnahmen internationaler und 
regionaler Organisationen sowie 
staatlicher und nicht staatlicher Akteure, 
die eine friedliche Streitbeilegung fördern, 
das Entstehen oder Eskalieren 
gewalttätiger Konflikte verhindern, deren 
geografische Ausweitung eindämmen und 
die Versöhnung der Parteien fördern 
sollen, einschließlich Verhandlungs- und 
Vermittlungsbemühungen, Überwachung 
und Durchführung von Friedens- oder 
Waffenstillstandsabkommen zwischen den 

a) zivile Maßnahmen internationaler und 
regionaler Organisationen sowie 
staatlicher und nicht staatlicher Akteure, 
die eine friedliche Streitbeilegung fördern, 
das Entstehen oder Eskalieren 
gewalttätiger Konflikte verhindern, deren 
geografische Ausweitung eindämmen und 
die Versöhnung der Parteien fördern 
sollen, einschließlich Verhandlungs- und 
Vermittlungsbemühungen, Überwachung 
und Durchführung von Friedens- oder 
Waffenstillstandsabkommen zwischen den 
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Parteien; Parteien;
– militärische Überwachung und 
friedenssichernde oder friedensfördernde 
Maßnahmen (auch mit ziviler Komponente) 
durch regionale und subregionale 
Organisationen und andere 
Zusammenschlüsse von Staaten, die mit 
Billigung der Vereinten Nationen tätig 
sind; Maßnahmen zum Ausbau der 
Kapazitäten solcher Organisationen und 
der Fähigkeiten ihrer Mitglieder, solche 
Maßnahmen zu planen, auszuführen und 
deren wirksame politische Kontrolle zu 
gewährleisten; 

b) Maßnahmen zum Ausbau der 
Kapazitäten von regionalen und 
subregionalen Organisationen und 
anderen Zusammenschlüssen von Staaten 
zur Gewährleistung der politischen 
Kontrolle ihrer 
Friedenserhaltungsoperationen, die mit 
Billigung der Vereinten Nationen 
durchgeführt werden; 

– Maßnahmen im Zusammenhang mit 
natürlichen oder vom Menschen 
ausgelösten Katastrophen, einschließlich 
des Einsatzes von Zivilschutzressourcen in 
Ermangelung von bzw. zur Ergänzung von 
humanitärer Hilfe der EU;

c) Krisenreaktionsmaßnahmen, 
einschließlich u.a. Unterstützung der Arbeit 
von Interimsverwaltungen mit 
internationalem Mandat, und die 
Unterstützung demokratischer, 
pluralistischer Staatsbehörden, 
leistungsfähiger Zivilverwaltungen auf 
nationaler und lokaler Ebene, einer 
unabhängigen Justiz, verantwortungsvoller 
Regierungsführung und Recht und 
Ordnung ;

– die Entwaffnung, Demobilisierung und 
Wiedereingliederung von Kampftruppen, 
Inangriffnahme des Problems der 
Kindersoldaten und der Reform des 
Sicherheitssektors;

d) Maßnahmen der zivilen und 
demokratischen Kontrolle der Reform der 
Sicherheitssysteme und der Verwaltung der 
Ausgaben für Sicherheit u.a. auch durch 
eine technische Zusammenarbeit zur 
Stärkung der zivilen Kontrolle der 
Sicherheitssysteme;

– Maßnahmen zur Bewältigung der 
Probleme im Zusammenhang mit 
Antipersonenminen, nicht zur Wirkung 
gelangten Kampfmittel oder anderen 
Sprengkörpern, Kleinwaffen und leichten 
Waffen und anderen gefährlichen 
Überresten aus kriegerischen 
Auseinandersetzungen, einschließlich 
Räumung und Vernichtung von Arsenalen, 
Hilfe für die Opfer solcher Kampfmittel 
sowie Sensibilisierungsprogramme;

e) Krisenreaktionsmaßnahmen zur 
Förderung und Verteidigung der Achtung 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten, 
der demokratischen Grundsätze und der
Rechtstaatlichkeit sowie der Grundsätze des 
Völkerrechts;

– Krisenreaktionsmaßnahmen zur 
Absicherung, Wiederherstellung oder 
Schaffung der Voraussetzungen für eine 

f) besondere nationale und internationale 
Strafgerichtshöfe, Wahrheits- und 
Versöhnungskommissionen, Mechanismen 
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nachhaltige wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung, einschließlich unter anderem 
Unterstützung der Arbeit von 
Interimsverwaltungen mit internationalem 
Mandat und ihrer Maßnahmen sowie 
anderer Erstmaßnahmen zur Errichtung 
und Unterstützung demokratischer, 
pluralistischer Staatsbehörden, 
leistungsfähiger Zivilverwaltungen auf 
nationaler und lokaler Ebene, einer 
unabhängigen Justiz, verantwortungsvoller 
Regierungsführung und Recht und 
Ordnung;

zur gerichtlichen Schlichtung von 
Menschenrechtsfällen und zur 
Geltendmachung und gerichtlichen 
Zuerkennung von Eigentumsrechten;

– Krisenreaktionsmaßnahmen zur 
Förderung und Verteidigung der Achtung 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten, 
der demokratischen Grundsätze und 
Rechtsstaatlichkeit sowie der Grundsätze 
des Völkerrechts (einschließlich 
Unterstützung für besondere nationale und 
internationale Strafgerichtshöfe, 
Wahrheits- und 
Versöhnungskommissionen, Mechanismen 
zur gerichtlichen Schlichtung von
Menschenrechtsfällen und zur 
Geltendmachung und gerichtlichen 
Zuerkennung von Eigentumsrechten) und 
zur Anregung der Entwicklung der 
Zivilgesellschaft und ihrer Mitwirkung am 
politischen Prozess, einschließlich 
Maßnahmen zur Förderung unabhängiger 
und professioneller Medien;

g) Krisenreaktionsmaßnahmen zur 
Anregung der Entwicklung der 
Zivilgesellschaft und ihrer Mitwirkung am 
politischen Prozess, einschließlich 
Maßnahmen zur Förderung unabhängiger 
und professioneller Medien; 

– Krisenreaktionsmaßnahmen zwecks 
Rehabilitation und Wiederaufbau von 
wichtigen Infrastrukturen, Wohnungen, 
öffentlichen Gebäuden und 
wirtschaftlichen Vermögenswerten, 
einschließlich wesentlicher 
Produktionskapazitäten, und zur 
Wiederaufnahme der Wirtschaftstätigkeit 
und der Schaffung von Arbeitsplätzen;

h) Krisenreaktionsmaßnahmen zur 
Absicherung, Wiederherstellung oder 
Schaffung der Voraussetzungen für eine 
nachhaltige wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung, Maßnahmen zwecks 
Rehabilitation und Wiederaufbau von 
wichtigen Infrastrukturen, Wohnungen, 
öffentlichen Gebäuden und 
wirtschaftlichen Vermögenswerten, 
einschließlich grundlegender 
Produktionskapazitäten, und zur 
Wiederaufnahme der Wirtschaftstätigkeit 
und der Schaffung von Arbeitsplätzen;

– etwaige weitere Maßnahmen, die 
gegebenenfalls zur Erleichterung des 

i) Maßnahmen zur Entwaffnung, 
Demobilisierung und Wiedereingliederung 
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Übergangs von 
Krisenreaktionsmaßnahmen zur normalen 
Zusammenarbeit im Rahmen der mittel-
und langfristigen außenpolitischen 
Strategien und Programme für 
Entwicklungszusammenarbeit und 
wirtschaftliche Zusammenarbeit der 
Gemeinschaft erforderlich sind.

von Kampftruppen und vor allem von 
Kindersoldaten sowie Maßnahmen zur 
Verminderung der sozialen Auswirkungen 
der Umstrukturierung der Streitkräfte;

b) die Zusammenarbeit zwischen der 
Europäischen Union und Drittländern im 
Zusammenhang mit globalen und 
regionalen grenzübergreifenden 
Herausforderungen, die die Sicherheit und 
die Grundrechte der Bürger 
beeinträchtigen, zu fördern. 

j) Maßnahmen zur Bewältigung der 
Probleme in Zusammenhang mit 
Antipersonenminen, nicht zur Wirkung 
gelangten Kampfmitteln oder anderen 
Sprengkörpern, der Verbreitung von 
Kleinwaffen und leichten Waffen und 
anderen gefährlichen Überresten aus 
kriegerischen Auseinandersetzungen, 
einschließlich Räumung, Sammlung und 
Vernichtung von Arsenalen, Hilfe für die 
Opfer solcher Kampfmittel, Förderung von 
Rechtsvorschriften der Nichtverbreitung 
sowie Sensibilisierungsprogramme;

Entsprechende Maßnahmen können 
insbesondere:

2) Maßnahmen im Zusammenhang mit 
Katastrophen

– die Kapazität der Vollzugs- und 
Justizbehörden im Kampf gegen 
Terrorismus und organisiertes Verbrechen, 
einschließlich Menschenhandel, die 
wirksame Kontrolle illegalen Handels und 
Transits und in anderen Bereichen der 
Zusammenarbeit im Bereich Justiz und 
Inneres stärken;

a) Maßnahmen im Zusammenhang mit 
natürlichen oder vom Menschen 
ausgelösten Katastrophen, oder mit 
schwerwiegenden Zwischenfällen im 
Umweltbereich, einschließlich von 
Zivilschutz- und Sanierungsressourcen;

– das Problem der Sicherheit 
internationaler Verkehrs- und 
Energiemaßnahmen und  infrastrukturen 
angehen, einschließlich Personen- und 
Güterverkehr sowie Energieverteilung;

b) Maßnahmen im Zusammenhang mit 
plötzlichen größeren Bedrohungen der 
öffentlichen Gesundheit wie Epidemien; 

– der Gefahr plötzlicher größerer 
Bedrohungen der öffentlichen Gesundheit 
wie Epidemien mit potenziell 
grenzübergreifender Wirkung begegnen;

c) Maßnahmen zur Absicherung, 
Wiederherstellung oder Schaffung der 
Voraussetzungen für eine nachhaltige 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung, 
Maßnahmen zwecks Rehabilitation und 
Wiederaufbau von wichtigen 
Infrastrukturen, Wohnungen, öffentlichen 
Gebäuden und wirtschaftlichen 
Vermögenswerten, einschließlich 
grundlegender Produktionskapazitäten, 
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und zur Wiederaufnahme der 
Wirtschaftstätigkeit und der Schaffung von 
Arbeitsplätzen;

– die Stärkung einzelstaatlicher 
Rechtsrahmen und die internationale 
Zusammenarbeit in den vorstehenden 
Bereichen unterstützen, einschließlich 
Informationsaustausch, Risiko-
/Gefahrenabschätzung und anderer 
einschlägiger Formen der 
Zusammenarbeit.

3) Die Gemeinschaft wird tätig, um die 
Ratifizierung, Durchführung und 
Überwachung internationaler 
Übereinkünfte und Verträge und die 
Entwicklung wirksamer internationaler 
Strategien und Vorgehensweisen im 
Einklang mit den Zielen dieser Verordnung 
zu fördern. Zu solchen Maßnahmen 
können Forschung und Analyse, 
Frühwarnsysteme, die auch der 
Konfliktverhütung dienen, und 
Unterweisung im zivilen 
Krisenmanagement gehören.

Entsprechende Maßnahmen können auf 
der Grundlage dieser Verordnung 
angenommen werden, sofern ein 
dringender Bedarf an solchen Maßnahmen 
besteht, sie aus Gründen der Effizienz oder 
Wirksamkeit im Rahmen globaler oder 
transregionaler Strategien und 
Mechanismen umgesetzt werden müssen 
und nicht auf andere Weise im Rahmen des 
Politik- und Programmierungsrahmens der 
Verordnungen über das Instrument für 
Entwicklungszusammenarbeit und 
wirtschaftliche Zusammenarbeit , das 
Europäische Nachbarschafts- und 
Partnerschaftsinstrument  oder das 
Integrierte Heranführungsinstrument  
durchgeführt werden.
c) zum Schutz von Ländern und 
Bevölkerungen vor bedrohlichen 
technologischen Entwicklungen und zum 
Kampf gegen die Verbreitung nuklearer, 
chemischer, biologischer und 
radiologischer Waffen, Materialen, 
Ausrüstungen und einschlägigen Know-
hows beitragen. Unterstützt werden können 
unter anderem
– die Verbesserung der nuklearen 

Sicherheit, insbesondere um zur Förderung 
der Vermittlung einer Sicherheitskultur, 
einschließlich Planung, Bau und Betrieb 
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sicherer Kernkraftwerke oder anderer 
nuklearer Anlagen, der sicheren 
Verbringung, Aufbereitung und 
Entsorgung radioaktiver Abfälle und der 
Sanierung ehemaliger kerntechnischer 
Anlagen beizutragen;
– die Einführung und Umsetzung einer 
nuklearen Sicherheitsüberwachung, 
einschließlich einer ordnungsgemäßen 
Buchführung über und Kontrolle von 
Spaltstoffen, der Bekämpfung illegalen 
Handels mit potenziell gefährlichen Stoffen 
und der Installierung moderner Logistik-, 
Evaluierungs- und Kontrollausrüstungen;
– der Abbau von Vorräten an Spaltstoffen 
oder waffenfähigen chemischen und 
biologischen Stoffen und die verstärkte 
Sicherheit von Einrichtungen, die mit 
solchen Stoffen oder deren 
Ausgangsstoffen arbeiten;
– die Konversion von Unternehmen und 
Produktionsstätten der Waffenindustrie 
und verteidigungsorientierter 
Forschungsprogramme zu ziviler Nutzung, 
einschließlich der Konversion und 
alternativen Beschäftigung von 
Wissenschaftlern waffenbezogener 
Disziplinen und der Sanierung ehemaliger 
waffenbezogener Anlagen;
– die wirksame Kontrolle und Erkennung 
illegalen Handels mit potenziell 
gefährlichen Stoffen auch durch die 
Installierung moderner Logistik-, 
Evaluierungs- und Kontrollausrüstungen;
– die Entwicklung und Durchsetzung 
wirksamer Ausfuhrkontrollen von Gütern 
mit doppeltem Verwendungszweck;
– die Entwicklung einer wirksamen 
Katastrophenvorsorge und Notfallplanung 
sowie wirksamer Zivilschutz- und 
Sanierungsmaßnahmen für den Fall 
möglicher Umweltkatastrophen zum 
Beispiel im Nuklearsektor oder für andere 
Wirtschaftszweige, in denen die Gefahr von 
Umweltkatastrophen mit internationalen 
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Auswirkungen besteht;
– die Förderung der internationalen 
Zusammenarbeit in den vorgenannten 
Bereichen, einschließlich 
Informationsaustausch, Risiko-
/Gefahrenabschätzung und anderer 
einschlägiger Formen der 
Zusammenarbeit.
d) die Ratifizierung, Durchführung und 
Überwachung internationaler 
Übereinkünfte und Verträge und die 
Entwicklung wirksamer internationaler 
Strategien und Vorgehensweisen im 
Einklang mit den Zielen dieser Verordnung 
zu fördern. Zu solchen Maßnahmen 
können Forschung und Analyse, 
Frühwarnsysteme, die auch der 
Konfliktverhütung dienen, und 
Unterweisung in zivilem 
Krisenmanagement gehören.

Begründung

Zur Begründung der Streichung der Unterstützung von Friedenserhaltungsmaßnahmen wird 
auf die kurze Begründung dieser Stellungnahme Bezug genommen.

Die Unterteilung des Artikels 2 einerseits in Maßnahmen im Zusammenhang mit Situationen 
politischer Instabilität und andererseits in Maßnahmen im Zusammenhang mit Katastrophen 
entspricht der Notwendigkeit, verschiedenartig auf Krisen unterschiedlicher Natur zu 
reagieren. Es kommt vor allem darauf an, dass alle Ressourcen des Instruments für Stabilität 
nicht systematisch für eine Reaktion auf Naturkatastrophen, die oft sehr medienwirksam sind, 
auf Kosten der Hilfe für Regionen eingesetzt werden, in denen Konflikte schwelen und die 
wenig bekannt sind.

Änderungsantrag 6
Artikel 3

Andere Initiativen entfällt
Die Gemeinschaft kann Maßnahmen zur 
Unterstützung anderer strategischer 
Initiativen ergreifen, sofern diese 
Maßnahmen den in Artikel 1 genannten 
globalen Zielen dienlich sind und den 
Verpflichtungen entsprechen, die die 
Gemeinschaft im Rahmen internationaler 
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Foren oder der erklärten Politik des Rates 
eingegangen ist.

Begründung

Durch den von der Kommission vorgeschlagenen Artikel wird der Zuständigkeitsbereich des 
Instruments für Stabilität grenzenlos ausgeweitet. Hierdurch wird die Türe geöffnet für alle 
möglichen Kompetenzausweitungen.

Die Einführung einer Halbzeitüberprüfungsklausel in diese Verordnung sollte es 
ermöglichen, neue Kompetenzen erforderlichenfalls hinzuzufügen.

Änderungsantrag 7
Artikel 3 a (neu)

Artikel 3a
Auslösende Ereignisse

Die Gemeinschaft kann Maßnahmen zur 
Verwirklichung der in Artikel 2 
aufgeführten Ziele in Zusammenhang mit 
Fällen von Dringlichkeit, mit einer Krise, 
mit einer sich anbahnenden Krise, mit 
einer Lage, in der die öffentliche Ordnung, 
die Achtung der Menschenrechte und der 
Grundfreiheiten sowie die Sicherheit und 
der Schutz der Bevölkerung bedroht sind, 
oder in einer Situation ergreifen, die zu 
einem bewaffneten Konflikt auszuarten 
oder die betroffenen Drittländer in 
schwerwiegender Weise zu destabilisieren 
droht. Darüber hinaus können diese 
Maßnahmen in Situationen anhaltender 
politischer Instabilität, bei größeren 
Problemen nach einer Katastrophe oder in 
Situationen ergriffen werden, in denen sich 
die Gemeinschaft auf die Klauseln über 
wesentliche Bestandteile beruft, die in 
internationalen Übereinkommen mit 
Drittländern oder anderen 
Basisrechtsakten für die Außenhilfe 
vorgesehen sind.

Begründung

Es ist entscheidend, einen Rahmen für die Durchführungsbefugnisse der Kommission zu 
schaffen, in dem genau die Fälle festgelegt werden, in denen sie Sonderverfahren, die 
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geringeren Beschränkungen unterliegen als das Instrument für Stabilität, durchführen kann. 
Andernfalls bestünde die Gefahr, dass die Kommission versucht sein könnte, die Verfahren 
des Instruments für Stabilität zu missbrauchen, um Kooperationsprogramme durchzuführen, 
die eigentlich in den Zuständigkeitsbereich der anderen Finanzinstrumente, insbesondere der 
geographischen Instrumente, fallen würden.

Änderungsantrag 8
Titel I a (neu)

TITLE Ia
ALLGEMEINE GRUNDSÄTZE

Begründung

Durch die Einfügung der für alle im Rahmen dieser Verordnung ergriffenen Maßnahmen 
geltenden allgemeinen Grundsätze gewinnt das Instrument an Klarheit, Lesbarkeit und an 
Transparenz.

Änderungsantrag 9
Artikel 3 b (neu)

Artikel 3b
Grundsätze der Subsidiarität und der 

Verhältnismäßigkeit
Die nach dieser Verordnung vorgesehene 
gemeinschaftliche Hilfe wird nur gewährt, 
sofern und soweit die Ziele der in Betracht 
gezogenen Maßnahmen im Rahmen der 
übrigen Finanzinstrumente der Außenhilfe 
wegen der Dringlichkeit oder der 
Instabilität der begünstigten Region nicht 
ausreichend erreicht werden können.
Die im Rahmen dieses Instruments 
ergriffenen Maßnahmen gehen nicht über 
das zur Wiederherstellung der wesentlichen 
Voraussetzungen für die wirksame 
Durchführung und den Erfolg der 
Politiken und Programme zur 
Zusammenarbeit und der Außenhilfe 
erforderliche Maß hinaus.
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Begründung

Ursprünglich hatte die Kommission einen Grundsatz der Komplementarität vorgeschlagen. 
Durch diesen Grundsatz wird eine zu vage Aufteilung der Zuständigkeiten zwischen dem 
Instrument für Stabilität und den anderen Finanzinstrumenten vorgenommen. Durch die 
Subsidiarität ist es möglich, jede Kompetenzüberschneidung zu verhindern. Es sei darauf 
hingewiesen, dass der Grundsatz der Subsidiarität nach Region und nicht nach Land 
anzuwenden ist. So kann es vorkommen, dass in einer Region eines Landes ein Konflikt 
herrscht, wogegen der Rest des Landes ausreichend stabil ist, dass eine normale 
Zusammenarbeit dort durchgeführt werden kann.

Änderungsantrag 10
Artikel 3 c (neu)

Artikel 3c
Grundsätze der Information, der 

Begründung und der Sichtbarkeit der Hilfe
Gewährt die Kommission unter den in 
dieser Verordnung vorgesehenen 
Bedingungen eine Hilfe, unterrichtet sie 
das Europäische Parlament und den Rat 
unverzüglich über die Art und die Ziele 
dieser Maßnahmen, über die Höhe der 
dafür vorgesehenen finanziellen Mittel, 
sowie darüber, welche Gründe und welcher 
Mehrwert für den Einsatz dieser 
Verordnung anstatt der übrigen 
Finanzinstrumente der Außenhilfe 
sprechen.
Die Kommission verpflichtet sich
sicherzustellen, dass die nach dieser 
Verordnung angenommenen Maßnahmen 
in angemessener Weise öffentlich gemacht 
werden, und dass eine maximale 
Außenwirkung erreicht wird, um die 
Öffentlichkeit auf den gemeinschaftlichen 
Ursprung der gewährten Hilfe aufmerksam 
zu machen.

Begründung

Da die demokratische Kontrolle im Augenblick der Entscheidung aus Zeit- und 
Flexibilitätsgründen unmöglich ist, ist es umso wichtiger, dass dieser Mangel des 
Entscheidungsprozesses durch eine Pflicht zur verstärkten und vorherigen Information 
ausgeglichen wird.
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Änderungsantrag 11
Artikel 3 d (neu)

Artikel 3d

Grundsätze der Abstimmung und der 
Kohärenz der Hilfe

Die Kommission führt einen ständigen 
Dialog mit dem Rat über ihre Planung der 
auf der Grundlage dieser Verordnung 
ergriffenen Hilfsmaßnahmen. Sie 
berücksichtigt den vom Rat verfolgten 
Ansatz bei ihrer Planung und der späteren 
Durchführung dieser Maßnahmen im 
Interesse der Kohärenz der 
außenpolitischen Maßnahmen der EU.

Um die Wirksamkeit und Kontinuität 
gemeinschaftlicher und einzelstaatlicher 
Sondermaßnahmen zu verbessern, kann die 
Kommission Maßnahmen ergreifen, die zur 
Förderung einer engen Abstimmung ihrer 
eigenen Tätigkeit mit jener der 
Mitgliedstaaten sowohl auf
Beschlussfassungsebene als auch vor Ort 
erforderlich sind. Zu diesem Zweck 
unterhalten die Mitgliedstaaten und die 
Kommission ein 
Informationsaustauschsystem.

Darüber hinaus fördert die Kommission die 
Zusammenarbeit mit den internationalen 
und regionalen Organisationen. Sie stellt 
sicher, dass die im Rahmen dieser 
Verordnung ergriffenen Maßnahmen mit 
denjenigen von internationalen und 
regionalen Organisationen und 
Einrichtungen und insbesondere mit der 
UNO abgestimmt und kohärent sind.

Begründung

Damit die Union auf internationaler Ebene nicht nur auf einer Schiene tätig wird, ist es 
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wichtig, dass das gemeinschaftliche Handeln zumindest demjenigen entspricht, das der Rat im 
Rahmen der GASP vorzeichnet. Zumindest aber sollte es mit demjenigen des Rates 
einheitlich, kohärent und abgestimmt sein. Darüber hinaus würde die Komplementarität und 
die Kohärenz zwischen den europäischen und den nationalen Maßnahmen das Gewicht 
Europas als einem Akteur von Weltrang stärken.

Änderungsantrag 12
Titel I b (neu)

Titel Ib

DIE GEMEINSCHAFT IM DIENSTE 
DER ZIVILEN FRIEDENSSICHERUNG

Begründung

Im Bereich der Außenbeziehungen ist die Gemeinschaft zu oft nur ein internationaler Geber 
und wird nicht in ausreichendem Maße mit ihren eigenen Mitteln tätig. Durch diesen Titel soll 
die Gemeinschaft mit dem zivilen Fachpersonal ausgestattet werden, das vor Ort eingesetzt 
werden kann.

Änderungsantrag 13
Artikel 3 f (neu)

Artikel 3f
Europäische Agentur für 

Friedenssicherung und Europäisches 
Ziviles Friedenscorps

Spätestens ein Jahr nach Inkrafttreten 
dieser Verordnung schlägt die Kommission 
dem Europäischen Parlament und dem Rat 
eine Verordnung vor, die als 
Rechtsgrundlage für die Einrichtung einer 
europäischen Agentur für 
Friedenssicherung dient. Diese Agentur 
wird die Aufgabe haben, 
- die gemeinschaftlichen Maßnahmen mit 
denjenigen abzustimmen, die von 
internationalen, regionalen und nationalen 
Organisationen im Bereich der 
Konfliktverhütung, des 
Krisenmanagements und des 
Wiederaufbaus nach Konflikten ergriffen 
werden;
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- ein ständiges Europäisches Ziviles 
Friedenscorps einzurichten und zu 
überwachen, das die Aufgabe hat, zivile 
Spezialisten zu entsenden, konkrete 
Friedenssicherungsmaßnahmen 
durchzuführen und die Lage im Bereich 
der Menschenrechte zu verbessern;
- zivile Spezialisten (Richter, 
Gemeindebedienstete, NRO usw.) als 
Entsandtkräfte einzustellen, zu schulen 
und zu entsenden;
- die Ermittlung und Verbreitung 
bewährter Praktiken zu fördern;
- ein Frühwarnsystem einzurichten und zu 
verwalten. 

Begründung
Im Bereich des Krisenmanagements ist der Bedarf an Abstimmung und an Zusammenlegung 
der verschiedenen Ressourcen der Union sehr groß. Die Agentur wird die Rolle eines Forums 
für die zivilen Fragen der Stabilität spielen und gleichzeitig für die Angleichung des 
Fachwissens sorgen. Das Europäische Zivile Friedenscorps ist eine alte Forderung des 
Parlaments, das weiterhin seinen Wunsch zum Ausdruck bringt, dass es eingerichtet wird (in 
jüngster Zeit: die Stellungnahme des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten zu dem 
Entwurf eines Vertrags über eine Verfassung für Europa vom 24. November 2004; Bericht 
vom 23. März 2005 über die Europäische Sicherheitsstrategie)

Änderungsantrag 14
Artikel 4

Maßnahmen und Programme Sondermaßnahmen
1. Die Gemeinschaftsmaßnahmen auf der 
Grundlage dieser Verordnung werden in 
Form von Sondermaßnahmen oder 
Interimsprogrammen oder im Rahmen von 
Mehrjahresprogrammen durchgeführt.

1. Die Gemeinschaftsmaßnahmen auf der 
Grundlage dieser Verordnung werden in 
Form von Sondermaßnahmen oder 
Interimsprogrammen durchgeführt.

2. Sondermaßnahmen werden in 
Krisensituationen oder in Fällen äußerster 
Dringlichkeit oder bei drohender Gefahr 
für Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, 
Menschenrechte und Grundfreiheiten 
ergriffen, in denen die Wirksamkeit der 
Maßnahmen insbesondere von ihrer 
raschen und flexiblen Durchführung 
abhängt. Die Kommission kann auch 

2. Die Kommission kann 
Sondermaßnahmen ergreifen, wenn die 
Wirksamkeit der Zusammenarbeit von 
einer raschen und flexiblen Durchführung 
abhängt, und wenn ein Handeln im 
Rahmen der Verfahren nach Artikel 23 
dieser Verordnung nicht innerhalb einer 
vernünftigen Frist möglich ist.
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Sondermaßnahmen ergreifen, die die vom 
Rat auf der Grundlage des Titels V EU-
Vertrag über die Gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik ergriffenen Maßnahmen 
flankieren.
3. Im Anschluss an Sondermaßnahmen 
können Interimsprogramme durchgeführt 
werden. Interimsprogramme umfassen 
Maßnahmen, die zur Schaffung oder 
Wiederherstellung der grundlegenden 
Voraussetzungen für die normale 
Durchführung der externen 
Kooperationsprogramme der Union 
beitragen sollen. Darüber hinaus können 
sie in Situationen anhaltender politischer 
Instabilität, in Situationen infolge 
schwelender Konflikte, bei ernsten 
Problemen im Anschluss an Konflikte und 
in Situationen ergriffen werden, in denen 
sich die Gemeinschaft auf die Klauseln 
über wesentliche Bestandteile beruft, die in 
internationalen Übereinkommen mit 
Drittländern oder anderen 
Basisrechtsakten für die Außenhilfe 
vorgesehen sind, sofern dies mit etwaigen, 
vom Rat angenommenen einschlägigen 
Maßnahmen vereinbar ist.

3. Jedes Mal, wenn die Kommission solche 
Maßnahmen annimmt und jedenfalls alle 
sechs Monate nach der Annahme solcher 
Maßnahmen, prüft die Kommission die 
Frage, ob die Bedingungen der Instabilität 
noch den Einsatz von Sondermaßnahmen 
rechtfertigen. Sie erstattet dem Rat und 
dem Europäischen Parlament Bericht, 
indem sie eine Übersicht über die bisherige 
Reaktion der Gemeinschaft sowie eine 
Begründung ihrer Entscheidung gibt, die 
Maßnahmen fortzuführen oder 
einzustellen. Bei ihrer Entscheidung, die 
Maßnahmen fortzuführen, berücksichtigt 
die Kommission gebührend die 
Stellungnahmen des Parlaments und des 
Rates.

4. Mehrjahresprogramme umfassen 
Maßnahmen zur Bewältigung langfristiger 
Fragen im Kontext stabiler 
Kooperationsbedingungen. Solche 
Programme stützen sich auf
a) regionale und thematische Strategien, 
die auf der Grundlage dieses Instruments 
im Einklang mit Artikel 7 angenommen 
wurden, oder
b) auf die Länder-, regionalen oder 
thematischen Strategien, die auf der 
Grundlage der Verordnungen des Rates zur 
Schaffung des Instruments für 
Entwicklungszusammenarbeit und 
wirtschaftliche Zusammenarbeit, des 
Integrierten Heranführungsinstruments 
und des Europäischen Nachbarschafts-
und Partnerschaftsinstruments 
angenommen wurden. 
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Begründung

Es ist notwendig, die Fälle genau festzulegen, in denen die Kommission das Verfahren der 
Sondermaßnahmen benutzen und sich jeglicher politischer ex-ante-Kontrolle entziehen kann. 
Wenn auch unbedingt darauf geachtet werden muss, dass eine flexible und rasche Reaktion 
der Kommission nicht beeinträchtigt wird, muss doch die nachtägliche politische Kontrolle 
wirksam und real erfolgen. Durch diesen Artikel wird der Verteilungsschlüssel zwischen den 
Verfahren für Sondermaßnahmen und den Interimsprogrammen, die der Komitologie 
unterliegen, an die Hand gegeben.

Änderungsantrag 15
Artikel 5

Besondere Bestimmungen in Bezug auf 
Sondermaßnahmen und 

Interimsprogramme

Interimsprogramme

1. Die Kommission führt einen ständigen 
Dialog mit dem Rat über ihre Planung der 
auf der Grundlage dieser Verordnung 
ergriffenen Sondermaßnahmen. Sie 
berücksichtigt den vom Rat verfolgten 
Ansatz bei ihrer Planung und der späteren 
Durchführung dieser Maßnahmen im 
Interesse der Kohärenz der 
außenpolitischen Maßnahmen der EU. 
Ergreift die Kommission 
Sondermaßnahmen nach Artikel 4 Absatz 
2, unterrichtet sie den Rat unverzüglich 
über die Art und die Ziele dieser 
Maßnahmen sowie über die Höhe der dafür 
vorgesehenen finanziellen Mittel.

1. Nach der Annahme von 
Sondermaßnahmen kann die Kommission 
„Interimsprogramme“ annehmen, die auf
den Sondermaßnahmen aufbauen und den 
Zweck haben, die grundlegenden 
Voraussetzungen für eine normale 
Zusammenarbeit zu schaffen, sofern dies 
möglich ist. Darüber hinaus können sie in 
Situationen anhaltender politischer 
Instabilität, in Situationen infolge
schwelender Konflikte, bei ernsten 
Problemen im Anschluss an Konflikte und 
in Situationen ergriffen werden, in denen 
sich die Gemeinschaft auf die Klauseln 
über wesentliche Bestandteile beruft, die in 
internationalen Übereinkommen mit 
Drittländern oder anderen 
Basisrechtsakten für die Außenhilfe 
vorgesehen sind, sofern dies mit etwaigen, 
vom Rat angenommenen einschlägigen 
Maßnahmen vereinbar ist.

Dieser Bericht gibt Aufschluss über die 
bisherige und die geplante Reaktion der 
Gemeinschaft, einschließlich des geplanten 
Beitrags aus anderen 
Finanzierungsinstrumenten der 
Gemeinschaft, über den Status bereits 
vorhandener in Artikel 4 Absatz 4 
Buchstabe b genannter Länder- oder 
Regionalstrategien, über etwaige 
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Maßnahmen der Gemeinschaft zur 
Erleichterung des politischen Dialogs und 
über die Rolle der Gemeinschaft in der 
breiteren internationalen und 
multilateralen Reaktion. Ferner gibt er 
Aufschluss über etwaige spezielle 
Maßnahmen, die die Kommission zur 
Gewährleistung der Kohärenz zwischen 
dem Handeln der Gemeinschaft und den 
auf der Grundlage des Titels V EU-Vertrag 
geplanten oder angenommenen 
Maßnahmen als erforderlich erachtet.
2. Die Kommission kann innerhalb des im 
zweiten Unterabsatz von Absatz 1 
genannten Zeitraums von neun Monaten 
ein Interimsprogramm nach Artikel 4 
Absatz 3 annehmen, das auf den 
Sondermaßnahmen aufbaut und den Weg 
zur Wiederaufnahme der normalen 
Zusammenarbeit ebnet, sofern dies möglich 
ist. 

2. Die Kommission kann ein 
Interimsprogramm annehmen, ohne zuvor 
Sondermaßnahmen ergriffen zu haben. 

In den Fällen, in denen die Kommission 
auf eine der in Artikel 4 Absätze 2 oder 3 
beschriebenen Situationen hin ihre 
Länder- oder Regionalstrategie ad hoc 
überprüft hat, baut das Interimsprogramm 
auf dieser Strategie auf.
Innerhalb von zwei Jahren nach der 
Annahme eines Interimsprogramms prüft 
die Kommission, ob die Gegebenheiten die 
Inanspruchnahme von Finanzierungen auf 
der Grundlage dieser Verordnung 
weiterhin rechtfertigen. Dabei prüft sie 
insbesondere, ob der Hilfebedarf des 
Landes inzwischen angemessen in dem 
Politikrahmen für die Bereitstellung von 
Hilfe auf der Grundlage der anderen 
Außenhilfeinstrumente der Gemeinschaft 
gedeckt werden kann. Die Kommission 
erstattet dem in Artikel 25 vorgesehenen 
Ausschuss Bericht über ihre 
Schlussfolgerungen.
Die Kommission kann ein 
Interimsprogramm annehmen, ohne zuvor 
Sondermaßnahmen ergriffen zu haben. 
3. Um den in Absatz 1 genannten Dialog zu 3. Die Kommission kann ein 
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erleichtern und die Wirksamkeit und 
Kontinuität gemeinschaftlicher und 
einzelstaatlicher Sondermaßnahmen zu 
verbessern, kann die Kommission 
Maßnahmen ergreifen, die zur Förderung 
einer engen Abstimmung ihrer eigenen 
Tätigkeit mit jener der Mitgliedstaaten 
sowohl auf Beschlussfassungsebene als 
auch vor Ort erforderlich sind. Zu diesem 
Zweck unterhalten die Mitgliedstaaten und 
die Kommission ein 
Informationsaustauschsystem.

Interimsprogramm annehmen, ohne zuvor 
Sondermaßnahmen ergriffen zu haben. 

4. In den Fällen, in denen die Kommission 
auf eine der in Artikel 2 beschriebenen 
Situationen hin ihre Länder- oder 
Regionalstrategie ad-hoc überprüft hat, 
baut das Interimsprogramm auf dieser 
Strategie auf.
5. Im Jahr nach der Annahme eines 
Interimsprogramms entscheidet die 
Kommission, ob die Bedingungen noch 
eine Finanzierung im Rahmen dieser 
Verordnung rechtfertigen. Dabei prüft sie 
insbesondere, ob es fortan möglich ist, dem 
Hilfsbedarf des Landes im Rahmen der 
übrigen Finanzinstrumente der Außenhilfe 
zu entsprechen. Die Kommission 
übermittelt ihre Schlussfolgerungen dem 
Ausschuss nach Artikel 23.

Begründung

Indem man der Kommission eine Reihe von Pflichten der Begründung und der Information 
über ihre Maßnahmen auferlegt, ermöglicht man den politischen Instanzen, jederzeit in der 
Lage zu sein zu überprüfen, ob die Kommission in der gewünschten Richtung arbeitet.

Gegenüber dem Text der Kommission wird hier vorgeschlagen, die Frist auf ein Jahr zu 
verkürzen, binnen derer die Kommission eine Entscheidung über die Frage treffen muss, ob es 
ratsam ist, ein Interimsprogramm vorzuführen oder wieder in die normale Zusammenarbeit 
überzugehen.

Änderungsantrag 16
Artikel 6

Besondere Bestimmungen für entfällt
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friedensfördernde Maßnahmen
1. Maßnahmen zur Unterstützung der 
Entsendung von Friedenstruppen und 
Durchführung von friedensfördernden 
Maßnahmen nach Artikel 2 sowie alle 
flankierenden Maßnahmen werden in 
Form von Sondermaßnahmen 
angenommen.
Vor der Annahme solcher Maßnahmen 
holt die Kommission frühzeitig die 
Stellungnahmen der Mitgliedstaaten in den 
zuständigen Gremien des Rates ein und 
gibt an, welche vom Rat zu 
verabschiedenden ergänzenden 
Maßnahmen sie für zweckmäßig hält. 
Die Kommission vergewissert sich, dass die 
Maßnahmen mit den Grundsätzen und 
Zielen der Vereinten Nationen konform 
gehen und insbesondere dass jegliche 
Entsendung von Friedenstruppen und 
Durchführung von friedensfördernden 
Maßnahmen von den UN im weitesten 
Sinne gebilligt worden sind. 
Friedensdurchsetzende Maßnahmen 
erfordern ein UN-Mandat.
Die Kommission führt Verfahren ein, die 
die wirksame und unabhängige 
Überwachung des Vorgehens der Truppen 
im Rahmen der von der Gemeinschaft 
finanzierten militärischen Überwachungs-
oder friedenssichernden Maßnahmen 
gewährleisten, und sorgt für eine 
regelmäßige Berichterstattung an den Rat.
2. Die Kommission kann von sich aus 
vorbereitende Maßnahmen für 
friedensfördernde Operationen 
einschließlich Sondierungsmissionen 
durchführen. Die Kommission erstattet 
dem Rat Bericht, bevor sie solche 
vorbereitenden Maßnahmen finanziert, und 
trägt den Stellungnahmen des Rates bei der 
späteren Durchführung solcher 
Maßnahmen Rechnung. 
3. Maßnahmen, in deren Rahmen der 
Kapazitätsaufbau im Bereich der 
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militärischen Friedenssicherung 
unterstützt wird, werden in Form von 
Mehrjahresprogrammen verabschiedet. Die 
Kommission erstattet dem Rat regelmäßig 
Bericht über die Durchführung dieser 
Programme.

Begründung

Die Finanzierung militärischer Operationen aufgrund der Rechtsgrundlage der Entwicklung 
könnte einen prekären Präzedenzfall darstellen und Vorläufer gewisser Abweichungen der 
Entwicklungspolitik sein. Durch die Vergemeinschaftung der Friedenserhaltung würden wir 
den Weg dafür bereiten, dass in Zukunft die für die gemeinschaftliche Entwicklungshilfe 
bestimmten Ressourcen missbraucht werden, um militärische Operationen zu finanzieren.

Änderungsantrag 17
Artikel 7

Mehrjahresprogramme entfällt
1. Nimmt die Kommission auf der 
Grundlage dieses Instruments regionale 
oder thematische Strategiepapiere nach
Artikel 4 Absatz 4 Buchstabe b an, beträgt 
deren Geltungsdauer bis zu sieben Jahren, 
um einen kohärenten Rahmen für die 
Koordinierung zwischen Geber und 
Partnerland zu schaffen.
2. Bei der Abfassung der in Absatz 1 
genannten Strategiepapiere sorgt die 
Kommission für die Kohärenz mit den 
Strategien und Maßnahmen auf der 
Grundlage der gemeinschaftlichen Länder-
und Regionalprogramme. Zudem werden 
gegebenenfalls gemeinsame 
Konsultationen zwischen der Kommission, 
den Mitgliedstaaten und anderen Gebern 
abgehalten, um die Komplementarität der 
Kooperationstätigkeit der Gemeinschaft 
und jener der Mitgliedstaaten 
sicherzustellen. Andere Akteure können 
einbezogen werden, wo dies geboten 
erscheint.
Die Strategiepapiere werden überprüft und 
erforderlichenfalls überarbeitet; dies 
geschieht in der Regel nach Ablauf der 
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ersten Hälfte ihrer Geltungsdauer.
3. Im Zusammenhang mit jedem 
Regionalstrategiepapier können 
Mehrjahresrichtprogramme aufgestellt. In 
den Richtprogrammen werden die für die 
Finanzierung ausgewählten
Kooperationsbereiche festgelegt und die 
jeweiligen Ziele, voraussichtlichen 
Ergebnisse und Leistungsindikatoren 
definiert. Sie beinhalten die als Richtwert 
dienenden Mittelzuweisungen (insgesamt 
und aufgeschlüsselt nach Prioritäten sowie 
gegebenenfalls in Form einer Spanne). 
Die Richtprogramme werden entsprechend 
den Erfordernissen und nach Maßgabe 
etwaiger Überarbeitungen der jeweiligen 
Strategiepapiere aktualisiert. In 
Ausnahmefällen können die 
Mehrjahreszuweisungen im Lichte 
besonderer Umstände wie 
Krisensituationen oder außerordentlicher 
Ergebnisse angepasst werden.

Begründung

In der Schlussfolgerung seines Gutachtens zum Instrument für Stabilität bemerkt der 
Juristische Dienst des Rates unter anderem dass man, wenn man vollständig kohärent mit 
dem von der Kommission angestrebten Ziel der Rationalisierung der Instrumente der 
auswärtigen Beziehungen sein will, diese Programme aus dem Instrument für Stabilität 
herausnehmen und in die geographischen Instrumente als thematische Programme 
überführen könnte. Dies könnte zu einer haushaltsrechtlichen Abkapselung auf Kosten des 
allgemeinen, den geographischen Instrumenten zugewiesenen Budgets führen. 

Änderungsantrag 18
Artikel 8

Annahme von 
Programmierungsdokumenten

Annahme von Interimsprogrammen

1. Die Strategiepapiere und 
Mehrjahresrichtprogramme nach Artikel 7 
und gegebenenfalls deren überarbeitete 
Fassungen werden im Einklang mit dem in 
Artikel 25 Absatz 2 vorgesehenen 
Verfahren angenommen.

entfällt

2. Die in Artikel 4 Absatz 3 genannten Die in Artikel 5 genannten 
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Interimsprogramme werden von der 
Kommission nach dem in Artikel 25 Absatz 
3 vorgesehenen Verfahren angenommen.

Interimsprogramme werden von der 
Kommission nach dem in Artikel 25 Absatz 
3 vorgesehenen Verfahren angenommen.

Jene Programme können im Einklang mit 
den genannten Verfahren verlängert 
werden.

Änderungsantrag 19
Artikel 9

Annahme neuer politischer Initiativen entfällt
Vor der Annahme von Maßnahmen nach 
Artikel 3 nimmt die Kommission nach dem 
in Artikel 25 Absatz 2 vorgesehenen 
Verfahren Leitlinien an, die Aufschluss 
geben über den Politikrahmen, in den sich 
die Maßnahmen fügen, über die 
bereitzustellenden finanziellen Mittel und 
über die Komplementarität mit der Hilfe, 
die auf der Grundlage anderer 
Außenhilfeinstrumente der EG zur 
Förderung entsprechender Ziele geleistet 
wird. 

Begründung

Die Streichung dieses Artikels ist Folge der Streichung des Artikels 3 des Vorschlags.

Änderungsantrag 20
Artikel 10

1. Für die Maßnahmen nach Artikel 5 und 
Artikel 6 Absätze 1 und 2 fasst die 
Kommission die erforderlichen 
Finanzierungsbeschlüsse. Die Kommission 
unterrichtet den Ausschuss binnen 72 
Stunden über die gefassten Beschlüsse.

1. Für die Maßnahmen nach Artikel 4 und 5 
fasst die Kommission die erforderlichen 
Finanzierungsbeschlüsse. Die Kommission 
unterrichtet den Ausschuss binnen 72 
Stunden über die gefassten Beschlüsse.

2. Für die Maßnahmen nach Artikel 6 
Absatz 3 und Artikel 7 verabschiedet die 
Kommission jährliche Aktionsprogramme 
auf der Grundlage der Strategiepapiere 
nach Artikel 4 Absatz 4.

entfällt

3. In Ausnahmefällen, insbesondere wenn 
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das entsprechende Aktionsprogramm noch 
nicht angenommen wurde, kann die 
Kommission auf der Grundlage der 
Strategiepapiere und 
Mehrjahresrichtprogramme im Sinne des 
Artikels 7 und gemäß den für die 
Aktionsprogramme geltenden 
Bestimmungen und Modalitäten 
außerprogrammmäßige Maßnahmen 
beschließen.
4. In den Aktionsprogrammen werden die 
Ziele, die Interventionsbereiche, die 
erwarteten Ergebnisse, die 
Verwaltungsmodalitäten sowie der 
Gesamtbetrag der vorgesehenen 
Finanzierung festgelegt. Sie enthalten eine 
Beschreibung der zu finanzierenden 
Maßnahmen, Angaben zur Höhe der damit 
verbundenen Finanzierungen und den 
vorläufigen Durchführungszeitplan.
5. Die Kommission übermittelt die 
Aktionsprogramme den Mitgliedstaaten 
binnen eines Monats nach der 
Beschlussfassung zur Kenntnisnahme.

Begründung

Die Streichung der Absätze 2, 3, 4 und 5 ist Folge davon, dass langfristige Kooperationen in 
einem stabilen Umfeld aus dem Geltungsbereich des Instruments herausgenommen wurden, 
um mit besonderen weltweiten und Regionen übergreifenden Problemen fertig zu werden. 
(Artikel 2 Buchstaben b und c des Vorschlags).

Änderungsantrag 21
Artikel 11

Annahme nicht in den Strategiepapieren 
und Mehrjahresrichtprogrammen 
vorgesehener Sondermaßnahmen

entfällt

1. Bei außerplanmäßigem Bedarf oder 
unvorhergesehenen Ereignissen nimmt die 
Kommission nicht in den Strategiepapieren 
und Mehrjahresrichtprogrammen im Sinne 
des Artikels 4 Absatz 4 vorgesehene 
Sondermaßnahmen an. Übersteigt der Wert 
der Sondermaßnahmen 15 Mio. Euro, so 
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nimmt die Kommission sie nach Anhörung 
des mit Artikel 25 eingesetzten Ausschusses 
gemäß dem Verfahren des Artikels 25 
Absatz 3 an. Der Ausschuss legt in seiner 
Geschäftsordnung spezifische Regeln für 
die Befassung des Ausschusses fest, die es 
der Kommission ermöglichen, die 
Sondermaßnahmen gegebenenfalls nach 
einem Verfahren für besondere 
Dringlichkeitsfälle zu verabschieden.
2. In den Sondermaßnahmen werden die 
Ziele, die Interventionsbereiche, die 
erwarteten Ergebnisse, die 
Verwaltungsmodalitäten sowie der 
Gesamtbetrag der vorgesehenen 
Finanzierung festgelegt. Sie enthalten eine 
Beschreibung der zu finanzierenden 
Maßnahmen, Angaben zur Höhe der damit 
verbundenen Finanzierungen und den 
vorläufigen Durchführungszeitplan.
3. Die Kommission übermittelt die 
Sondermaßnahmen den Mitgliedstaaten 
binnen eines Monats nach der 
Beschlussfassung zur Kenntnisnahme.
4. Bei Änderungen der Sondermaßnahmen 
wie technischen Anpassungen, 
Verlängerungen der Durchführungsfrist, 
Mittelumschichtungen innerhalb des 
veranschlagten Budgets,
Mittelaufstockungen oder -kürzungen um 
einen Betrag von weniger als 20% des 
ursprünglichen Budgets, ist die 
Anwendung des Verfahrens nach Artikel 
25 Absatz 3 nicht erforderlich, sofern diese 
Änderungen die im Kommissionsbeschluss 
festgelegten ursprünglichen Ziele nicht 
berühren.

Begründung

Die Streichung dieses Artikels ist Folge davon, dass langfristige Kooperationen in einem 
stabilen Umfeld aus dem Geltungsbereich des Instruments herausgenommen wurden, um mit 
besonderen weltweiten und Regionen übergreifenden Problemen fertig zu werden. (Artikel 2 
Buchstaben b und c des Vorschlags)
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Änderungsantrag 22
Artikel 12 Absatz 2

2. Zu den nichtstaatlichen Akteuren, die 
nach dieser Verordnung finanzielle 
Unterstützung erhalten können, zählen 
insbesondere Nichtregierungsorganisationen, 
Organisationen der indigenen Völker, lokale 
Berufsverbände und Initiativgruppen, 
Kooperativen, Gewerkschaften, 
Organisationen der Wirtschafts- und 
Sozialakteure, lokale Organisationen 
(einschließlich Netze), die im Bereich der 
regionalen dezentralen Zusammenarbeit und 
Integration tätig sind, Verbraucherverbände, 
Frauen- und Jugendorganisationen, 
Ausbildungs-, Kultur-, Forschungs- und 
wissenschaftliche Organisationen, 
Hochschulen, Kirchen und religiöse 
Vereinigungen oder Gemeinschaften, 
Medien sowie alle nichtstaatlichen 
Vereinigungen und unabhängigen 
Stiftungen, die einen Beitrag zur 
Verwirklichung der Ziele dieser Verordnung 
leisten können.

2. Zu den nichtstaatlichen Akteuren, die 
nach dieser Verordnung finanzielle 
Unterstützung erhalten können, zählen 
insbesondere Nichtregierungsorganisationen, 
lokale Gebietskörperschaften, 
Organisationen der indigenen Völker, lokale 
Berufsverbände und Initiativgruppen, 
Kooperativen, Gewerkschaften, 
Organisationen der Wirtschafts- und 
Sozialakteure, lokale Organisationen 
(einschließlich Netze), die im Bereich der 
regionalen dezentralen Zusammenarbeit und 
Integration tätig sind, Verbraucherverbände, 
Frauen- und Jugendorganisationen, 
Ausbildungs-, Kultur-, Forschungs- und 
wissenschaftliche Organisationen, 
Hochschulen, Kirchen und religiöse 
Vereinigungen oder Gemeinschaften, 
Medien sowie alle nichtstaatlichen 
Vereinigungen und unabhängigen 
Stiftungen, die einen Beitrag zur 
Verwirklichung der Ziele dieser Verordnung 
leisten können.

Änderungsantrag 23
Artikel 12 Absatz 2 a (neu)

2a. Für eine Finanzierung im Rahmen 
dieser Verordnung kommen nicht in 
Frage:

- Streitkräfte und Kampftruppen;

- jede Art von militärischem Gremium;

- die Verteidigungsministerien und ihre 
Einrichtungen.

Änderungsantrag 24
Artikel 13 Spiegelstrich 6
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– Entschuldungsprogramme; entfällt

Änderungsantrag 25
Artikel 13 Absatz 2 

2. Die Gemeinschaftshilfe wird nicht 
verwendet zur Finanzierung

entfällt

a) der Beschaffung von Waffen oder 
Munition;
b) von laufenden militärischen 
Aufwendungen;
c) der militärischen Ausbildung für 
Kampfeinsätze, außer der Ausbildung in 
nicht kämpferischen Fertigkeiten, die für 
die Beteiligung an breit angelegten 
friedensfördernden Maßnahmen oder der 
Reform des Sicherheitssektors erforderlich 
sind;
d) von Kosten in Verbindung mit der 
Entsendung von Streitkräften der 
Mitgliedstaaten, ausgenommen Kosten für 
militärisches Personal, das als Berater zu 
friedenssichernde Interventionen 
vorbereitenden oder durchführenden 
regionalen oder subregionalen 
Organisationen oder anderen 
Zusammenschlüssen von Staaten entsandt 
wird und nach Weisung dieser 
Organisationen tätig ist, und sonstige 
Kosten in Verbindung mit der 
institutionellen Entwicklung 
friedensfördernder Kapazitäten durch 
Drittländer.

Änderungsantrag 26
Artikel 14 Absatz 1

1. Die Gemeinschaftsfinanzierung kann 
darüber hinaus die Kosten von Maßnahmen 
zur Vorbereitung, Überwachung, Kontrolle, 
Rechnungsprüfung und Evaluierung 
abdecken, die für die Durchführung dieser 
Verordnung und die Verwirklichung ihrer 

1. Die Gemeinschaftsfinanzierung kann 
darüber hinaus die Kosten von Maßnahmen 
zur Vorbereitung, Überwachung, Kontrolle, 
Rechnungsprüfung und Evaluierung 
abdecken, die für die Durchführung dieser 
Verordnung und die Verwirklichung ihrer 
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Ziele unmittelbar erforderlich sind, 
insbesondere Ausgaben für Studien, 
Sitzungen, Maßnahmen zur Information, 
Sensibilisierung, Fortbildung und 
Veröffentlichung sowie Ausgaben für IT-
Netze für den Informationsaustausch und 
alle sonstigen Ausgaben für administrative 
und technische Unterstützungsleistungen, 
auf die die Kommission bei der 
Programmverwaltung zurückgreifen kann. 
Sie erstreckt sich auch auf die Ausgaben für 
administrative Unterstützung in den 
Kommissionsdelegationen, die im Zuge der 
im Rahmen der Verordnung finanzierten 
Aktionen entstehen.

Ziele unmittelbar erforderlich sind, 
insbesondere Ausgaben für Studien, 
Sitzungen, Maßnahmen zur Information, 
Sensibilisierung, Fortbildung und 
Veröffentlichung sowie Ausgaben für IT-
Netze für den Informationsaustausch und 
alle sonstigen Ausgaben für administrative 
und technische Unterstützungsleistungen, 
auf die die Kommission bei der 
Programmverwaltung zurückgreifen kann. 
Sie erstreckt sich auch auf die Ausgaben für 
administrative Unterstützung in den 
Kommissionsdelegationen, die im Zuge der 
im Rahmen der Verordnung finanzierten 
Aktionen entstehen. Schließlich richtet sie 
eine Datenbank zur Nutzbarmachung des 
erworbenen Erfahrungsschatzes ein. 
Zugang zu dieser Datenbank hat jeder 
Akteur, der förderfähig im Sinne des 
Artikels 12 dieser Verordnung ist.

Begründung

Zahlreiche in der Entwicklung tätige Akteure, insbesondere die NRO, bedauern, dass der bei 
der Durchführung gleichartiger oder gleichwertiger Projekte, wie derjenigen, die sie in 
Angriff nehmen, erworbene Erfahrungsschatz nicht genutzt wird und nicht zugänglich ist. Die 
Nutzung und Zugänglichmachung dieser Erfahrung wird dazu führen, dass die Akteure in 
nicht unerheblichem Maße an Effizienz gewinnen.

Änderungsantrag 27
Artikel 14 Absatz 2

2. Die flankierenden Maßnahmen müssen 
nicht notwendigerweise in die 
Mehrjahresprogrammierung einbezogen 
sein; sie können vielmehr auch außerhalb 
der Strategiepapiere und der 
Mehrjahresrichtprogramme finanziert 
werden. Eine Finanzierung im Rahmen der 
Mehrjahresrichtprogramme ist jedoch 
ebenfalls möglich. Die Kommission nimmt 
die nicht unter die 
Mehrjahresrichtprogramme fallenden 
flankierenden Maßnahmen nach Artikel 11 
an.

entfällt
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Änderungsantrag 28
Artikel 15 Absatz 1 Spiegelstrich 1

– die Mitgliedstaaten, insbesondere deren 
öffentliche und halböffentliche 
Einrichtungen;

- die Mitgliedstaaten, insbesondere deren 
öffentliche und halböffentliche 
Einrichtungen sowie ihre dezentralen 
Einrichtungen, wie etwa die lokalen 
Gebietskörperschaften;

Begründung

Es ist unbedingt erforderlich, das außerordentliche Reservoir an Fachwissen und 
Sachverstand weitgehender zu nutzen, über das die lokalen Gebietskörperschaften verfügen. 
Außerdem sollte man in der Lage sein, ihre finanziellen Ressourcen die zuweilen recht
umfangreich sind, in diesem Bereich mit denjenigen der Gemeinschaft zu vereinen.

Änderungsantrag 29
Artikel 16 Absatz 1

1. Die nach dieser Verordnung finanzierten 
Maßnahmen unterliegen den Bestimmungen 
der Haushaltsordnung für den 
Gesamthaushaltsplan der Europäischen 
Gemeinschaften.

1. Die nach dieser Verordnung finanzierten 
Maßnahmen unterliegen den Bestimmungen 
der Haushaltsordnung für den 
Gesamthaushaltsplan der Europäischen 
Gemeinschaften.

Spätestens ein Jahr nach Inkrafttreten 
dieser Verordnung schlägt die Kommission 
dem Rat eine Überprüfung der 
Haushaltsordnung vor, um dort ein 
Ausnahmeverfahren einzuführen, um auch 
den kleinen und mittleren NRO den 
Zugang zur gemeinschaftlichen Außenhilfe 
zu ermöglichen und so die Finanzierung 
von Kleinstprojekten und mittleren 
Projekten zu erleichtern.

Begründung

Die Gemeinschaft tendiert dazu, vorrangig Projekte im großen Maßstab zu finanzieren. Dies 
erklärt sich durch die so erzielten größenbedingten Kosteneinsparungen. Die derzeitigen 
finanziellen Regelungen sind außerordentlich anspruchsvoll und einengend für kleine und 
mittlere NRO, die für eine Förderung oft nicht in Frage kommen, was nicht auch auf ihre 
Inkompetenz oder ihre mangelnde Redlichkeit zurückzuführen ist. Durch die Verhinderung 
des Einsatzes dieser Kategorie von Akteuren werden zahlreiche Elementarbedürfnisse in den 
begünstigten Ländern nicht befriedigt. 
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Änderungsantrag 30
Artikel 19

1. Die Teilnahme an Verfahren zur 
Vergabe von Aufträgen oder Zuschüssen, 
die auf der Grundlage dieser Verordnung 
finanziert werden, steht allen natürlichen 
und juristischen Personen aus den in den 
Geltungsbereich der Verträge fallenden 
Gebieten der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft offen.

Die für diese Verordnung geltenden Regeln 
für die Beteiligung und die Herkunft 
entsprechen denen, die durch die 
Verordnung des Europäischen Parlaments 
und des Rates Nr. .../.... über den Zugang 
zur Außenhilfe [noch nicht veröffentlicht] 
festgelegt sind.

2. Die Teilnahme an Verfahren zur 
Vergabe von Aufträgen oder Zuschüssen, 
die auf der Grundlage dieser Verordnung 
finanziert werden, steht ferner allen 
natürlichen und juristischen Personen 
offen aus
– allen Ländern, die Empfängerländer im 
Rahmen des Heranführungsinstruments 
sind,
– allen nicht zur EU gehörenden 
Mitgliedstaaten des Europäischen 
Wirtschaftsraums und
– allen anderen Drittländern oder -
hoheitsgebieten, sofern gegenseitiger 
Zugang zur Außenhilfe vereinbart wurde.
3. Werden Maßnahmen in einem Drittland 
ergriffen, das zu den am wenigsten 
entwickelten Ländern (LDC) im Sinne der 
von der OECD aufgestellten Kriterien 
zählt, steht die Teilnahme an Verfahren zur 
Vergabe von Aufträgen oder Zuschüssen 
auf globaler Basis offen.
4. Im Fall von Sondermaßnahmen und 
Interimsprogrammen nach Artikel 4 steht 
die Teilnahme an Verfahren zur Vergabe 
von Aufträgen oder Zuschüssen auf 
globaler Basis offen.
5. Die Teilnahme an den Verfahren zur 
Vergabe von Aufträgen oder Zuschüssen 
steht folgenden natürlichen und 
juristischen Personen offen: 
– im Falle von Maßnahmen, die im 
Rahmen einer thematischen Strategie im 
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Sinne des Artikels 4 Absatz 4 angenommen 
wurden, allen natürlichen oder juristischen 
Personen aus Entwicklungsländern oder 
Transformationsländern nach OECD-
Definition sowie aus allen anderen im 
Rahmen der thematischen Strategie in 
Betracht kommenden Ländern;
– im Falle von auf der Grundlage einer 
Länder- oder Regionalstrategie nach 
Artikel 4 Absatz 4 Buchstabe b 
angenommenen Maßnahmen allen 
natürlichen und juristischen Personen 
offen, die gemäß der Rechtsgrundlage, auf 
der die Strategie angenommen wurde, 
dafür in Betracht kommen;
– im Falle von auf der Grundlage einer 
Regionalstrategie nach Artikel 4 Absatz 4 
Buchstabe a angenommenen Maßnahmen 
allen natürlichen und juristischen 
Personen aus den Länder oder 
Hoheitsgebieten offen, die unter diese 
Strategie fallen.
6. Die Teilnahme an Verfahren zur 
Vergabe von Aufträgen oder Zuschüssen, 
die auf der Grundlage dieser Verordnung 
finanziert werden, steht internationalen 
Organisationen offen.
7. Für Sachverständige, die im Rahmen der 
Verfahren zur Vergabe von Aufträgen oder 
Zuschüssen vorgeschlagen werden, gelten 
die vorstehenden Voraussetzungen nicht.
8. Alle Lieferungen und Materialien, die im 
Rahmen eines auf der Grundlage dieser 
Verordnung finanzierten Vertrags 
erworben werden, müssen ihren Ursprung 
in der Gemeinschaft oder in einem nach 
den Absätzen 2 bis 5 in Betracht 
kommenden Land haben. 
9. Die Teilnahme natürlicher oder 
juristischer Personen aus Drittländern oder 
Hoheitsgebieten, die traditionell 
Wirtschafts- oder Handelsbeziehungen zu 
dem Partnerland unterhalten oder 
geografisch mit ihm verbunden sind, kann 
von Fall zu Fall von der Kommission 
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genehmigt werden. In begründeten Fällen 
kann die Kommission die Teilnahme 
natürlicher oder juristischer Personen aus 
anderen Ländern und die Verwendung von 
Lieferungen und Materialien mit Ursprung 
in anderen Ländern genehmigen.

Begründung

Das Parlament und der Rat haben vor kurzem zu Recht die Prüfung der Bedingungen für den 
Zugang zur Außenhilfe der Gemeinschaft abgeschlossen und eine Verordnung angenommen. 
Deshalb ist es logisch, auf diesen letzten Stand der Rechtsetzung zu verweisen, wenn es um 
die Bedingungen der Teilnahme und des Ursprungs geht.

Änderungsantrag 31
Artikel 23

Evaluierung Evaluierung und Tätigkeitsbericht
Die Kommission nimmt regelmäßige 
Evaluierungen der Ergebnisse der 
geografischen und thematischen Strategien 
und Programme, der Sektorstrategien und 
der Wirksamkeit der Programmierung vor, 
um zu überprüfen, ob die entsprechenden 
Ziele erreicht wurden, und Empfehlungen 
zur Verbesserung künftiger Maßnahmen zu 
erarbeiten. Die Kommission übermittelt die 
Evaluierungsberichte dem mit Artikel 25 
eingesetzten Ausschuss zur 
Kenntnisnahme.

Die gemeinschaftliche 
Nachhaltigkeitspolitik wird regelmäßig 
evaluiert, um die Ergebnisse und die 
Wirksamkeit der aufgrund dieser 
Verordnung ergriffenen Maßnahmen 
beurteilen zu können. 

Zur Durchführung dieser Evaluierung setzt 
die Kommission einen interinstitutionellen 
Evaluierungsausschuss ein, der sich aus 
Vertretern des Europäischen Parlaments, 
des Rates und der Kommission 
zusammensetzt. Der Ausschuss gibt sich 
eine Geschäftsordnung, und das 
Sekretariat des Ausschusses wird von der 
Kommission gestellt.
Dieser Ausschuss hat die Aufgabe, 
unabhängige Sachverständige zu 
beauftragen, die Bedingungen für ihre 
Missionen festzulegen und Berichte 
vorzulegen, in denen die 
Schlussfolgerungen dieser Evaluierung 
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gezogen werden. Dabei überprüft der 
Ausschuss, ob die Ziele der Erklärung zur 
Europäischen Nachhaltigkeitsstrategie 
erreicht wurden.
Schließlich erarbeitet der Ausschuss 
Empfehlungen zur Verbesserung künftiger 
Maßnahmen, die er der Kommission 
unterbreitet. Die Kommission verpflichtet 
sich, diese Empfehlungen für künftige 
Maßnahmen gebührend zu 
berücksichtigen. 
Der Ausschuss unterbreitet seine 
Empfehlungen den drei Institutionen, aus 
denen er sich zusammensetzt. 

Begründung

Die Kommission schlägt eine Selbsteinschätzung der Ergebnisse ihrer Politik vor. Dadurch 
läuft sie Gefahr, an Unparteilichkeit zu verlieren, denn sie ist gleichzeitig Richter und Partei. 
Deshalb wird hier vorgeschlagen, einen externen Evaluierungsmechanismus in der Form 
eines Dreiparteienausschusses einzurichten. So würden die Bewertungen und ihre 
Schlussfolgerungen an Objektivität gewinnen.

Änderungsantrag 32
Artikel 25 Absatz 2

2. Wird auf diesen Absatz Bezug 
genommen, so sind die Artikel 4 und 7 des 
Beschlusses 1999/468/EG des Rates 
anzuwenden. Der in Artikel 4 Absatz 3 des 
Beschlusses 1999/468/EG vorgesehene 
Zeitraum wird auf 30 Tage festgesetzt. 

entfällt

Begründung

Es sei darauf hingewiesen, dass das durch den Vorschlag der Kommission für die Annahme 
der Interimsprogramme beabsichtigte Verfahren das Konsultativverfahren ist, d.h. das für die 
Kommission am wenigsten einengende Komitologie-Verfahren.

Änderungsantrag 33
Artikel 26

Überprüfung Halbzeitüberprüfung
Die Kommission unterbreitet dem Bis zum 31. Juni 2010 hat die Kommission 
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Europäischen Parlament und dem Rat vor 
dem 31. Dezember 2011 Vorschläge für die 
künftige Anwendung der Verordnung und 
für die gegebenenfalls erforderlichen 
Änderungen.

dem Europäischen Parlament und dem Rat 
einen Bericht vorzulegen, in dem die ersten 
drei Jahre der Durchführung dieses 
Instruments evaluiert werden und dem ein 
Legislativvorschlag für eine Überarbeitung 
mit den notwendigen Änderungen 
beigefügt ist.

Begründung

Durch diese Änderung sollen die Ergebnisse des Trilogs zwischen dem Parlament, dem Rat 
und der Kommission in den regelnden Teil des Instruments für Stabilität überführt werden. 
Um den Befürchtungen des Parlaments hinsichtlich seines Ausschlusses von den 
Entscheidungsverfahren bei den verschiedenen Instrumenten der Außenhilfe Rechnung zu 
tragen, hat die Kommission vorgeschlagen, Halbzeitüberprüfungsklauseln sowie ein 
Auslaufdatum einzufügen (siehe den folgenden Änderungsantrag ), d.h. eine 
Pflichtüberprüfung alle 3 oder 4 Jahre.

Änderungsantrag 34
Artikel 26 a (neu)

Artikel 26a
Inkrafttreten und Auslaufen

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2007 
in Kraft und läuft am 31. Dezember 2013 
aus. 


